
Kommentierter Beschluss des OVG Münster 
(Kommentare wuden nicht vom Gericht hinzugefügt) 



Die Begründung der Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts ist nicht zutreffen. 
 
Das OVG kommt jedoch aus anderen Gründen zu 
der gleichen Entscheidung wie das 
Verwaltungsgericht. 







Die Schulkonferenz kann nur schulintern die 
Schulleitung verklagen. 
 
Nach außen muss statt der Schulkonferenz die 
Schulleitung in Vertretung der Schule den 
Schulträger verklagen. 

Zustimmungvorbehalt: Die Schulkonferenz kann 
aus sachlichen Gründen die Zustimmung zur 
Auswahl einse bestimmten OGS-Trägers  
verweigern, und damit verhindern. 



Bei der Auswahl des OGS-Trägers steht der 
Schulkonferenz ein negatives und indirektes 
Mitbestimmungsrecht zu. 

Parteiwechsel bei Antragsgegnerin, Schulleiterin 
statt Schulträger nicht sinnvoll, da Schulleiterin 
Begehren der Schulkonferenz unterstützt. 

Parteiwechsel bei Antragsstellerin: Schule statt 
Schulkonferenz wäre sinnvoll, wird aber aus 
Sachdienlichkeitsgründen abgelehnt. 
 
In der beschränkten rechtlichen Prüfungszeit im 
Eilbeschwerdeverfahren sieht sich das Gericht nicht 
in der Lage mit der erforderlichen Eindeutigkeit das 
Rechtsverhältnis abschließend zu klären. 
 
Die kann nur in einem Hauptverfahren erfolgen 



Ohne Zustimmung zur Kooperationsvereinbarung 
und Untterschrift der Schulleitung unter der 
Vereinbarung ist diese nicht rechtawirksam. 

Jedoch ist die Rechtsfrage offen, ob sich der 
Schulträger mit Verweis auf den angeblichen 
Vorrang des Vergabe rechts über den 
Zustimmungsvorbehalt der Schulkonferenz hinweg 
setzen darf  

Ohne Zustimmung zur Kooperationsvereinbarung 
und Unterschrift der Schulleitung unter der 
Vereinbarung ist diese nicht rechtawirksam. 



Die Rechtsauffassung des Schulträgers 
(Antragsgegnerin) zur Mitwirkung von Schule und 
Schulkonferenz bei der Auswahl des OGS-Trägers  
ist grundfalsch und nicht mit den Vorgaben des 
Landes vereinbaren 



Die Rechtsauffassung des Schulträgers 
(Antragsgegnerin), dass eine fehlende Unterschrift 
unter der Kooperationsvereinbaerung trotzdem 
Rechtswirkung verleiht, ist falsch. 





Über die Unterschrift unter der 
Kooperationsvereinbarung ist die Schule an der 
Auswahlentscheidung des OGS-Trägers beteiligt. 
 
Eine Auswahl bedarf der Zustimmung der 
Schulkonferenz, sonst ist die Auswahl nicht erfolgt.  

Unterschreibt die Schule die 
Kooperationsvereinbarung nicht, erhält die Stadt 
für die entsprechende OGS gemaß Erlasslage keine 
Zuwendungen vom Land und muss die 
erforderlichen finanziellen Mittel selbst aufbringen. 
 



Der Schulträger hat (bisher) keine zutreffenden 
Argumente eingeführt, warum das 
Vergabeverfahren nicht so ausgestaltet werden 
kann, dass den Mitwirkungs- und 
Zustimmungsrechten der Schulkonferenz 
Rechnung getragen werden könnte. 
 
Das Gericht sieht eine mögliche 
Beteiligungsmöglichkeit in der 15-tägigen 
Informations- und Wartepflicht für gegeben, sieht 
aber näheren Klärungsbedarf, der im 
Hauptsacheverfahren zu klären ist. 
 

Die biosherige Arbeit eines OGS-Trägers ist nach 
Auffassung des Gerichts bei der Auswahl für eine 
neue OGS-Trägerschaft nach erster Einschätzung 
des Gerichts zu berücksichtigen. 
 
Die dem widersprechende Rechtsauffassung des 
Schulträgers ist klärunsbedürftig. 



 


